
Allgemeine Geschäftsbedingungen von Johnen Rechtsanwälte


§ 1 Geltungsbereich


1. Diese allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für alle Verträge, deren Gegenstand die 
Erteilung von Rat und Auskunft, eine etwaige Geschäftsbesorgung oder Prozessführung 
ist.


2. Geschäftsbedingungen des Mandanten finden nur Anwendung, wenn diese ausdrücklich 
schriftlich zwischen den Parteien vereinbart wurden.


3. Bei Veränderungen dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen gilt jeweils die aktuellste 
Fassung. Im laufenden Mandatsverhältnis gilt dies nur, wenn der Mandant nicht 
widerspricht. Der Mandant wird über die aktuellste Fassung schriftlich unter Hinweis auf 
sein Widerspruchsrecht unterrichtet.


§ 2 Zustandekommen und Inhalt des Mandats


1. Das Mandat kommt erst durch die innerhalb der gesetzlichen Fristen zu erklärende 
Annahme des Auftrags durch die Kanzlei  in Schrift- oder Textform zustande. Bis zur 
Vertragsannahme bleibt die Kanzlei in ihrer Entscheidung über die Mandatsannahme 
grundsätzlich frei. Will die Kanzlei den Auftrag nicht annehmen, so hat sie dies dem 
Antragenden unverzüglich zu. 
 
Sollte es sich bei dem Mandanten um einen Verbraucher handeln und ein Vertrag unter 
ausschließlicher Verwendung von Fernkommunikationsmitteln zu Stande kommen, so 
steht dem Mandanten ein Widerrufsrecht nach folgenden Maßgaben zu:


 
Sie haben das Recht, binnen 14 Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu 
widerrufen. 
 
Die Widerrufsfrist beträgt 14 Tage ab dem Tag des Vertragsschlusses. 
 
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns, der Kanzlei Johnen Rechtsanwälte, 
Jöllenbecker Straße 78-80, 33616 Bielefeld, widerruf@johnen-rechtsanwaelte.de, Fax: 
0521-560 563 20 mittels einer eindeutigen Erklärung, z. B. durch einen mit der Post 
versandten Brief, ein Telefax oder eine E-Mail über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu 
widerrufen, informieren. 
 
Sie können dafür das beigefügte Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch 
nicht vorgeschrieben ist. Sie können das Muster-Widerrufsformular oder eine andere 
eindeutige Erklärung auch auf unserer Webseite www.johnen-rechtsanwaelte.de 
elektronisch ausfüllen und übermitteln. Machen Sie von dieser Möglichkeit Gebrauch, 
so werden wir Ihnen unverzüglich (z. B. per E-Mail) eine Bestätigung über den Eingang 
eines solchen Widerrufs übermitteln. 
 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie diese Mitteilung über die 
Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden.
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Folgen des Widerrufs 
 
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir alle Zahlungen, die wir von Ihnen 
erhalten haben, unverzüglich und spätestens 14 Tage ab dem Tag zurückzuzahlen, an 
dem die Mitteilung über Ihren Widerruf in unserer Anwaltskanzlei eingegangen ist. 
 
Für die Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der 
ursprünglichen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde 
ausdrücklich etwas anderes vereinbart. 
 
In keinem Fall werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung Entgelte berechnet. 
 
Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistungen während der Widerrufsfrist beginnen 
sollen, so haben Sie uns einen angemessenen Betrag zu zahlen, der dem Anteil der bis 
zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie uns von der Ausübung des Widerrufsrechts hinsichtlich 
dieses Vertrages unterrichten, bereits erbrachten Dienstleistungen im Vergleich zum 
Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen entspricht.        
 
Verlust des Widerrufsrechts 
 
Ihr Widerrufsrecht erlischt vor Ablauf der Widerrufsfrist, wenn wir auf Ihre ausdrückliche 
Zustimmung hin mit der Ausführung der Leistungen begonnen haben und die 
Leistungen vor Ablauf der Widerrufsfrist vollständig erbracht wurden. 
 
Muster-Widerrufsformular


 
Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und 
senden Sie es zurück. 
 
An: Johnen Rechtsanwälte, Jöllenbecker Straße 78-80, alternativ an widerruf@johnen-
rechtsanwaelte.de oder per Fax an: 0521-560 563 20. 
 
Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über die 
Erbringung der folgenden Dienstleistung (*)


• Bestellt am (*)/erhalten am (*)


• Name des/der Verbraucher(s)


• Anschrift des/der Verbraucher(s)


• Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier)


• Datum


__________________ 
(*) Unzutreffendes streichen 



2. Der Umfang des Mandatsverhältnisses wird durch den konkreten Auftrag des Mandanten 
begrenzt. Die insoweit vereinbarte Tätigkeit ist nicht auf die Erzielung eines bestimmten 
rechtlichen oder wirtschaftlichen Erfolgs ausgerichtet.


3. Die Kanzlei führt das Mandat nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Berufsausübung 
nach bestem Wissen und Gewissen durch, insbesondere nach den Regelungen der 
Bundesrechtsanwaltsordnung und der Berufsordnung für Rechtsanwälte.


4. Der Auftrag wird Herrn Daniel Johnen als Inhaber der Kanzlei Johnen Rechtsanwälte 
erteilt. Jeder in der Kanzlei tätige Rechtsanwalt kann die Sachbearbeitung übernehmen. 
Zur unterstützenden Sachbearbeitung können auch weitere Mitarbeiter der Kanzlei 
herangezogen werden.


5. Zur Einlegung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen ist die Kanzlei nur dann verpflichtet, 
wenn sie einen darauf gerichteten Auftrag erhalten und diesen angenommen hat.


6. Bei mehreren Auftraggebern in derselben Angelegenheit ist die Kanzlei berechtigt, 
sämtliche Auftraggeber umfassend zu unterrichten, entgegenstehende Einzelweisungen 
eines Auftraggebers sind insoweit unbeachtlich. Einwendungen, die von einem der 
Auftraggeber gegenüber der Kanzlei vorgenommen werden oder Handlungen der Kanzlei 
einem Auftraggeber gegenüber wirken für und gegen alle Auftraggeber. Bei 
widersprechenden Handlungen oder Erklärungen der Auftraggeber ist die Kanzlei 
berechtigt, das Mandat zu kündigen. 


7. Verlangt der Mandant während der Mandatsdurchführung eine Änderung des Mandats, 
so ist die Kanzlei verpflichtet, dem Änderungsverlangen Rechnung zu tragen, wenn die 
Durchführung des Änderungsverlangens ihr zugemutet werden kann. Die Kanzlei kann in 
diesem Fall in Abweichung von der ursprünglichen Aufwandsplanung eine angemessene 
Anpassung der Vergütung zur Auftragsdurchführung einfordern.


§ 3 Pflichten des Mandanten


1. Der Mandant unterrichtet die Rechtsanwälte vollständig und umfassend über die ihm 
bekannten Sachverhalte, deren Kenntnis für die Sachbearbeitung durch die 
Rechtsanwälte unerlässlich ist. Die Rechtsanwälte können grundsätzlich den Angaben 
des Mandanten ohne eigene Nachprüfung vertrauen und diese Tatsachen der 
Sachbearbeitung zugrunde legen. Der Mandant verpflichtet sich, für die Dauer des 
Mandats die Rechtsanwälte unverzüglich über Handlungen, die der Mandant selbst 
gegenüber Gerichten, Behörden, Dritten oder dem Gegner vorgenommen hat, auch ohne 
Nachfrage, zu informieren.


2. Der Mandant ist verpflichtet, die Rechtsanwälte bei der Auftragsdurchführung zu 
unterstützen und alle ihm möglichen, zur ordnungsgemäßen Auftragsdurchführung 
notwendigen Voraussetzungen zu schaffen; neben den erforderlichen und bedeutsamen 
Informationen, die den Rechtsanwälten rechtzeitig zur Verfügung zu stellen sind, sind den 
Rechtsanwälten alle Unterlagen des Mandanten rechtzeitig zu übermitteln. Jede 
Adressänderung (Wohnsitz, Anschrift, Geschäftsadressen, Telefonnummern, 
Faxnummern, E-Mail-Anschriften) sind den Rechtsanwälten unverzüglich mitzuteilen. 
Abwesenheiten, bei denen der Mandant nicht zu erreichen ist, sind den Rechtsanwälten 
mitzuteilen. 



3. Der Mandant ist verpflichtet, sämtliche Schriftstücke des Rechtsanwalts daraufhin zu 
überprüfen, ob die dort angegebenen Sachverhalte richtig und vollständig wiedergegeben 
sind. Hat der Rechtsanwalt den Mandanten auf laufende Fristen (z. B. Gerichtsfristen) 
hingewiesen, so hat die Rückmeldung an den Rechtsanwalt so rechtzeitig zu erfolgen, 
dass Schriftstücke rechtzeitig durch den Rechtsanwalt ergänzt oder geändert werden 
können. 


§ 4 Kommunikation/Verschwiegenheit


1. Im Rahmen der Mandatsbearbeitung ist die Kanzlei zeitlich unbegrenzt an die gesetzliche 
Verschwiegenheitspflicht gemäß § 43a Abs. 2 Bundesrechtsanwaltsordnung (BORA) 
gebunden. Diese Verpflichtung gilt für sämtliche Informationen, die das Mandatsverhältnis 
betreffen oder in diesem Zusammenhang erlangt werden. Die Verschwiegenheitspflicht 
bezieht sich auf alle Umstände, Informationen, sowie alle Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse des Mandanten, die der Kanzlei in Ausübung ihrer Mandatstätigkeit 
bekannt werden. Ausgenommen hiervon ist Offenkundiges oder Umstände und 
Informationen, die ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Der Mandant 
kann die Kanzlei jederzeit von der Verschwiegenheit entbinden.


2. Dritte (bspw. Steuerberater, EDV-Berater etc.), die im Zusammenhang mit der Erfüllung 
ihrer Aufgaben für die Kanzlei Kenntnis von personenbezogenen Daten des Mandanten 
erlangen, werden gesondert durch die Kanzlei zur Verschwiegenheit verpflichtet. Der 
Mandant erklärt sein Einverständnis zu dieser Vorgehensweise.


3. Sind die Mitarbeiter der Kanzlei nachweislich über die Verpflichtung zur Verschwiegenheit 
belehrt worden, sind im Rahmen der geltenden Gesetze und Richtlinien sämtliche 
Mitarbeiter zur Bearbeitung von Angelegenheiten befugt.


4. Die vom Mandanten bei Mandatsbeginn bekannt gegebenen Adressdaten gelten bis zu 
einer Änderungsangabe des Mandanten als zutreffend. Soweit die Rechtsanwälte an die 
angegebene Adresse Schriftstücke versenden, genügen sie ihrer Informationspflicht. 


5. Über den Fortgang des Auftrages wird der Mandant von der Kanzlei unterrichtet. Ist nichts 
anderes vereinbart, steht es der Kanzlei frei, die Unterrichtung via Post, Fax, Telefon oder 
E-Mail vorzunehmen. 
Gibt der Mandant bei Mandatsbeginn eine Telefaxnummer oder E-Mail-Adresse als 
Adressdatum an, dürfen die Rechtsanwälte Informationen auch über diese 
Kommunikationsebenen an den Mandanten erteilen.


6. Der Mandant wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass bei der Nutzung von Telefax und 
E-Mail die Vertraulichkeit nicht gewährleistet werden kann. Sofern die Kanzlei von dem 
Mandanten eine E-Mail-Adresse und/oder Telefaxnummer mitgeteilt wird, erklärt der 
Mandant sich ausdrücklich damit einverstanden, dass Informationen und Daten zum 
Mandatsverhältnis ohne Sicherungsmaßnahmen über E-Mail und Telefax an ihn 
übermittelt werden. Dieses gilt auch angesichts des Umstandes, dass die E-Mails und 
Telefaxe in unverschlüsselter Form an ihn übermittelt werden und dadurch die Gefahr 
besteht, dass evtl. Dritte unberechtigterweise Kenntnis vom Inhalt der übermittelten Daten 
und Informationen erhalten können. Der Mandant erklärt sich mit der vorbezeichneten 
Vorgehensweise ausdrücklich einverstanden und stellt die Kanzlei insoweit von jeglicher 
Haftung frei.




7. Die Kommunikation über unverschlüsselte E-Mails und Telefaxe erfolgt nicht, wenn aus 
den Umständen unmittelbar eine Gefährdung der Interessen des Mandanten erkennbar ist 
oder der Mandant dieser Vorgehensweise ausdrücklich in Textform widersprochen hat.


8. Der Mandant ist ausdrücklich damit einverstanden, dass die Rechtsanwälte Mandats-
informationen an die Rechtsschutzversicherung des Mandanten weitergeben, wenn die 
Rechtsanwälte den Auftrag erhalten haben, mit der Rechtsschutzversicherung zu 
korrespondieren. Die Rechtsanwälte weisen ausdrücklich darauf hin, dass durch die 
Übernahme der Korrespondenz mit der Rechtsschutzversicherung die Verpflichtung des 
Mandanten zur Bezahlung der anwaltlichen Vergütung nicht entfällt. Eine Verpflichtung der 
Rechtsanwälte, im Zusammenhang mit dem Mandatsverhältnis die Korrespondenz mit der 
Rechtsschutzversicherung zu führen, ist grundsätzlich auch nicht geschuldet.


§ 5 Vergütung


1. Soweit nicht eine individuelle Vergütungsvereinbarung geschlossen worden ist, erfolgt die 
Abrechnung des Mandats nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG). 
Werden in außergerichtlichen Angelegenheiten niedrigere Gebühren, als im RVG 
vorgesehen, vereinbart, ist die Vereinbarung nur verbindlich, wenn sie in Schrift- oder 
Textform geschlossen worden ist.


2. Wird nach dem RVG abgerechnet, richtet sich die Abrechnung nach dem Gegen-
standswert des Mandats, es sei denn, es handelt sich um ein Mandat, bei dem die 
Abrechnung nach dem RVG nicht nach dem Gegenstandswert erfolgt, wie in Strafsachen 
oder in bestimmten sozialrechtlichen Angelegenheiten. 
Haben Mandant und Kanzlei eine Vergütungsvereinbarung mit zeitlicher Abrechnung 
vereinbart, dürfen die Rechtsanwälte das Mandat auch dann weiterbearbeiten, wenn der 
zunächst vorgesehene Zeitaufwand überschritten worden ist. Dies gilt nicht, wenn der 
Mandant der Weiterbearbeitung ausdrücklich widerspricht und die Rechtsanwälte den 
Mandanten auf diesen Sachverhalt nicht hingewiesen haben. Die Rechtsanwälte sind 
verpflichtet, das Erreichen des vorgesehenen Zeitaufwands dem Mandanten unverzüglich 
bekannt zu geben.  
Soweit in der Vergütungsvereinbarung Stunden oder sonstige zeitliche Maßeinheiten als 
Abrechnungsgrundlage vereinbart worden sind, führen die Rechtsanwälte bei der 
Durchführung des Mandats Aufzeichnungen über den Zeitaufwand. Der Zeitaufwand ist 
mit Rechnungstellung dem Mandanten bekannt zu geben. Widerspricht der Mandant nicht 
unverzüglich nach Zugang der Abrechnung über die geleisteten Zeiten dieser 
Abrechnung, gilt der in der Gebührennote zugrunde gelegte Zeitaufwand als genehmigt. 
Der Mandant kann jederzeit Einsicht in die von den Rechtsanwälten gefertigten 
Zeitaufzeichnungen fordern. Geht ein Mandat, das zunächst außergerichtlich nach 
individueller Vergütungsvereinbarung abgerechnet wurde, in ein gerichtliches Verfahren 
über, findet eine Anrechnung der nach Zeitaufwand abgerechneten außergerichtlichen 
Gebühren auf die gesetzlichen Gebühren nach dem RVG für den Rechtsstreit nur bei 
ausdrücklicher Vereinbarung statt. Insoweit wird der Mandant darauf hingewiesen, dass 
diese Vereinbarung von den gesetzlichen Anrechnungsregelungen des RVG zu seinen 
Lasten abweicht. 


3. Der Mandant ist grundsätzlich verpflichtet, einen angemessenen Vorschuss, der bis zur 
vollständigen gesetzlichen Vergütung reichen kann, zu bezahlen. Dies gilt auch, wenn 
Kostenerstattungsansprüche gegen Dritte bestehen.




4. Zur Sicherung sämtlicher Gebührenansprüche tritt der Mandant an die Kanzlei  
sämtliche Ansprüche auf Kostenerstattung gegen die Gegenseite, die Staatskasse, 
Rechtsschutzversicherung, bei vorliegender Zustimmung durch diese, oder sonstige 
Dritte in Höhe der fälligen Honorarforderung der Kanzlei  mit der Ermächtigung ab, diese 
Abtretung dem Zahlungsverpflichteten anzuzeigen. Diese Anzeige erfolgt nur, wenn der 
Mandant seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommt, insbesondere, wenn der 
Mandant die Zahlung verweigert, in Zahlungsverzug gerät oder Antrag auf Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens über sein Vermögen gestellt ist. 
Die Kanzlei  ist  berechtigt, in dem Mandat eingehende Erstattungsbeträge und sonstige, 
dem Mandanten zustehende Forderungen, die bei ihr  eingehen, mit offenen 
Honorarforderungen aus dem Mandat oder noch abzurechnenden Leistungen aus dem 
Mandat nach Rechnungsstellung zu verrechnen, soweit dies gesetzlich zulässig ist.


5. Der Mandant wird darauf hingewiesen, dass in arbeitsgerichtlichen Streitigkeiten 
außergerichtlich sowie in der ersten Instanz kein Anspruch auf Erstattung der 
Anwaltsgebühren oder sonstiger Kosten besteht, sondern in solchen Verfahren, 
unabhängig vom Ausgang, jede Partei ihre Kosten selbst trägt.


§ 6 Zahlung


1. Vorschussrechnungen der Kanzlei sowie die Abschlussrechnung sind ohne Abzug 
zahlbar. 


2. Sind bereits Kosten und Zinsen gegenüber den Mandanten entstanden, ist  die Kanzlei 
berechtigt, Zahlungen zunächst auf die Kosten, dann auf die Zinsen und zuletzt auf die 
Hauptforderung zu verrechnen. Eine Aufrechnung gegen Forderungen der Kanzlei 
(Gebühren und Auslagen) ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderungen des Mandanten zulässig.


3. Mehrere Auftraggeber haften gesamtschuldnerisch auf Zahlung der gesetzlichen oder 
vereinbarten Vergütung der Kanzlei , wenn die Kanzlei für sie in derselben Angelegenheit 
tätig wird.


4. Auf Honorarforderungen der Kanzlei sind Leistungen an Erfüllung statt und 
erfüllungshalber ausgeschlossen. Zahlungsanweisungen sowie Schecks und Wechsel 
werden nur unter Berechnung aller Einziehungs- und Diskontspesen angenommen und 
gelten nur dann als Erfüllung des Zahlungsanspruches, wenn der Betrag eingelöst wird 
und der Kanzlei uneingeschränkt zur Verfügung steht.


5. Verzug des Mandanten mit der Bezahlung der Gebührenrechnungen tritt spätestens einen 
Monat seit Zugang der Gebührenrechnung ein. Der Zugang der Gebührenrechnungen gilt 
nach Ablauf von zwei Tagen des auf das Rechnungsdatum folgenden Datums als erfolgt. 
Verbraucher haben einen Verzugszins von mindestens 5 Prozentpunkten über dem 
jeweiligen Basiszinssatz zu bezahlen. Mandanten, die nicht als Verbraucher den 
Mandatsauftrag erteilen, haben mindestens 9 Prozentpunkte Verzugszinsen über dem 
jeweiligen Basiszinssatz zu bezahlen. Ein höherer Schaden der Kanzlei bleibt unberührt.




§ 7 Haftung, Haftungsbeschränkung


1. Die Haftung aus dem mit dem Mandanten bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz 
eines durch einfache Fahrlässigkeit verursachten Schadens wird hiermit auf 1.000.000 
EUR beschränkt (§ 52 Abs. 1 Ziff. 2 Bundesrechtsanwaltsordnung). Diese Haftungs-
beschränkung gilt nicht bei grob fahrlässiger oder vorsätzlicher Schadensverursachung, 
ferner nicht für eine Haftung für schuldhaft verursachte Schäden wegen der Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit einer Person.


2. Die Kanzlei hat eine Haftpflichtversicherung abgeschlossen, die je Versicherungsfall 1 
Million € abdeckt (maximal 2 Millionen Euro pro Versicherungsjahr). Sofern der Mandant 
wünscht, eine über diesen Betrag hinausgehende Haftung abzusichern, besteht für jeden 
Einzelfall die Möglichkeit einer Zusatzversicherung, die auf Wunsch und Kosten des 
Mandanten abgeschlossen werden kann.


§ 8 Kündigung, Mandatsbeendigung


1. Das Vertragsverhältnis kann von dem Mandanten jederzeit gekündigt werden.


2. Die Kanzlei  kann das Mandatsverhältnis ebenfalls jederzeit kündigen, wobei die 
Kündigung nicht zur Unzeit erfolgen darf. Diese Kündigungsmöglichkeit besteht 
insbesondere, wenn sich der Mandant mit Gebührenzahlungen in Verzug befindet und die 
Kündigung angedroht worden ist.


3. Nach Mandatsbeendigung werden nicht abgerechnete Leistungen unverzüglich 
abgerechnet. Die Rechnung ist nach Erhalt sofort auszugleichen, sofern kein 
Zahlungsziel in der Rechnung vermerkt wird.


4. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.


§ 9 Aufbewahrung von Unterlagen, Versendungsrisiko


1. Die Pflicht des Rechtsanwalts zur Aufbewahrung aller Unterlagen, die der Mandant oder 
ein Dritter der Kanzlei aus Anlass der Auftragsausführung überlassen hat, endet 6 Jahre 
nach Beendigung des Mandats, es sei denn, die Kanzlei hätte dem Mandanten schriftlich 
die Übernahme dieser Unterlagen vorher angeboten.


2. Werden Unterlagen an den Mandanten versandt, so kann dies an die zuletzt mitgeteilte 
Adresse geschehen. Das Versendungsrisiko trägt der Mandant, es sei denn, er hat der 
Versendung widersprochen und sich verbindlich zu einer unverzüglichen Abholung 
verpflichtet.


3. Sofern der Mandant Handakten und sonstige Unterlagen, die der Anwaltskanzlei im 
Rahmen der Mandatsbearbeitung durch den Mandanten oder Dritte überlassenen werden, 
nicht abholt, werden diese gem. § 50 Abs.2 BRAO nach Ablauf von 6 Jahren nach 
Beendigung des Mandates vernichtet. Ausgenommen hiervon sind Vermögenswerte im 
Sinne des § 43a Abs.5 BRAO (z. B. „vollstreckbare Titel“). In Bezug auf die 
Vermögenswerte darf die Anwaltskanzlei den Mandanten zur Abholung auffordern oder 
ihm diese zusenden.


4. Stehen der Kanzlei  gegenüber dem Mandanten fällige Gebührenansprüche aus dem 
Mandat zu, hat die Kanzlei an den ihr in diesem Mandat zugegangenen Unterlagen ein 
Zurückbehaltungsrecht. Die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts darf nicht 
unverhältnismäßig sein.




§ 10 Datenschutz


1. Die Rechtsanwälte sind befugt, im Rahmen der Zweckbestimmung des Auftrags die ihnen 
anvertrauten personenbezogenen Daten des Mandanten unter Beachtung der 
Datenschutzbestimmungen der EU-Datenschutzgrundverordnung und des Bundesdaten-
schutzgesetzes zu erheben, zu speichern und zu verarbeiten. In diesem Zusammenhang 
kommt es auch zur Weitergabe der personenbezogenen Daten des Mandaten an 
Gegner, Behörden, Gerichte und andere Beteiligte. Mit der Mandatierung erklärt sich der 
Mandant mit der Erhebung, Verarbeitung, Nutzung und Weitergabe seiner Daten in 
elektronischen und analogen Datenverarbeitungssystemen einverstanden.


2. Das als Anlage 1 bezeichnete Dokument „Hinweise zur Datenvereinbarung“ gilt mit 
seinem gesamten Erklärungsgehalt als Bestandteil dieser Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen und wird insofern vollumfänglich einbezogen.


§ 11 Gerichtsstandvereinbarung


1. Als Gerichtsstand wird der Sitz der Kanzlei in Bielefeld für den Fall vereinbart, dass der 
Mandant nach Auftragserteilung seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus 
dem Geltungsbereich der Bundesrepublik Deutschland verlegt oder sein Wohnsitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 
Leistungsort der Rechtsanwälte ist der Sitz der Kanzlei, es sei denn, es wird ein anderer 
Leistungsort ausdrücklich vereinbart.


2. Handelt es sich bei dem Mandanten um einen Kaufmann, eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher 
Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag Bielefeld.


§ 12 Schlussklausel


1. Rechte aus dem Vertragsverhältnis mit der Kanzlei dürfen nur nach vorheriger schriftlicher 
Zustimmung der Kanzlei abgetreten werden.


2. Für alle vertraglichen Beziehungen zwischen dem Mandanten und der Kanzlei gilt 
ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland, es sei denn, bei Auftrags-
erteilung ist ausdrücklich ein anderes Recht vereinbart worden.


3. Sollte eine dieser Bestimmungen lückenhaft, rechtsunwirksam oder undurchführbar sein 
oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. 
Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung der 
hierdurch entstandenen Lücke gilt eine angemessene Regelung, die im Rahmen des 
rechtlich zulässigen dem, was die Vertragspartner gewollt haben bzw. gewollt haben 
würden, am nächsten kommt, als vereinbart.




- Anlage1 -


Hinweise zur Datenverarbeitung


1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen sowie des 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten. 
 
Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung durch: 
 
Verantwortlicher: 
 
Johnen Rechtsanwälte (im Folgenden: Kanzlei) 
Jöllenbecker Str. 78-80 
33613 Bielefeld 
E-Mail: info@johnen-rechtsanwaelte.de 
Telefon: +49 (0)521 - 560 563-0 
Telefax: +49 (0)521 - 560 563-20 
 
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der Kanzlei ist unter der o.g. Anschrift, zu Hd. 
Datenschutzbeauftragter, beziehungsweise unter datenschutz@johnen-rechtsanwaelte.de 
erreichbar.


2. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck und 
deren Verwendung 
 
Wenn Sie uns mandatieren, erheben wir folgende Informationen:


• Anrede, Vorname, Nachname,


• eine gültige E-Mail-Adresse,


• Anschrift,


• Telefonnummer (Festnetz und/oder Mobilfunk)


• Informationen, die für die Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte im 
Rahmen des Mandats notwendig sind


Die Erhebung dieser Daten erfolgt,


• um Sie als unseren Mandanten identifizieren zu können;


• um Sie angemessen anwaltlich beraten und vertreten zu können;


• zur Korrespondenz mit Ihnen;


• zur Rechnungsstellung;


• zur Abwicklung von evtl. vorliegenden Haftungsansprüchen sowie der 
Geltendmachung etwaiger Ansprüche gegen Sie;


Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin und ist nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b 
DSGVO zu den genannten Zwecken für die angemessene Bearbeitung des Mandats und 
für die beidseitige Erfüllung von Verpflichtungen aus dem Mandatsvertrag erforderlich. 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Die für die Mandatierung von uns erhobenen personenbezogenen Daten werden bis zum 
Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungspflicht für Anwälte (6 Jahre nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem das Mandat beendet wurde,) gespeichert und danach gelöscht, es 
sei denn, dass wir nach Artikel 6 Abs. I S. 1 lit. c DSGVO aufgrund von steuer- und 
handelsrechtlichen Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten (aus HGB, StGB oder 
AO) zu einer längeren Speicherung verpflichtet sind oder Sie in eine darüberhinaus-
gehende Speicherung nach Art. 6 Abs. I S. 1 lit. a DSGVO eingewilligt haben.


3. Weitergabe von Daten an Dritte 
 
Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte zu anderen als den im Folgenden 
aufgeführten Zwecken findet nicht statt. 
Soweit dies nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO für die Abwicklung von Mandats-
verhältnissen mit Ihnen erforderlich ist, werden Ihre personenbezogenen Daten an Dritte 
weitergegeben. Hierzu gehört insbesondere die Weitergabe an Verfahrens-gegner und 
deren Vertreter (insbesondere deren Rechtsanwälte) sowie Gerichte und andere 
öffentliche Behörden zum Zwecke der Korrespondenz sowie zur Geltendmachung und 
Verteidigung Ihrer Rechte. Die weitergegebenen Daten dürfen von dem Dritten 
ausschließlich zu den genannten Zwecken verwendet werden. 
Das Anwaltsgeheimnis bleibt unberührt. Soweit es sich um Daten handelt, die dem 
Anwaltsgeheimnis unterliegen, erfolgt eine Weitergabe an Dritte nur in Absprache mit 
Ihnen.


4. Betroffenenrechte 
 
Sie haben das Recht:


• gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber 
uns zu widerrufen. Dies hat zur Folge, dass wir die Datenverarbeitung, die auf dieser 
Einwilligung beruhte, für die Zukunft nicht mehr fortführen dürfen;


• gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personen-
bezogenen Daten zu verlangen. Insbesondere können Sie Auskunft über die 
Verarbeitungszwecke, die Kategorie der personenbezogenen Daten, die Kategorien 
von Empfängern, gegenüber denen Ihre Daten offengelegt wurden oder werden, die 
geplante Speicherdauer, das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung, 
Einschränkung der Verarbeitung oder Widerspruch, das Bestehen eines 
Beschwerderechts, die Herkunft ihrer Daten, sofern diese nicht bei uns erhoben 
wurden, sowie über das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung 
einschließlich Profiling und ggf. aussagekräftigen Informationen zu deren 
Einzelheiten verlangen;


• gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervoll-
ständigung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen; 
 
 



• gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten personen-
bezogenen Daten zu verlangen, soweit nicht die Verarbeitung zur Ausübung des 
Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information, zur Erfüllung einer rechtlichen 
Verpflichtung, aus Gründen des öffentlichen Interesses oder zur Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich ist;


• gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten zu verlangen, soweit die Richtigkeit der Daten von Ihnen bestritten 
wird, die Verarbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber deren Löschung ablehnen und wir 
die Daten nicht mehr benötigen, Sie jedoch diese zur Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen oder Sie gemäß Alt. 21 DSGVO 
Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt haben;


• gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt 
haben, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesebaren Format zu 
erhalten oder die Übermittlung an einen anderen Verantwortlichen zu verlangen und


• gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. In der Regel 
können Sie sich hierfür an die Aufsichtsbehörde Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder 
Arbeitsplatzes oder unseres Kanzleisitzes wenden.


5. Widerspruchsrecht 
 
Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß 
Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO verarbeitet werden, haben Sie das Recht, gemäß Art. 21 
DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
einzulegen, soweit dafür Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen Situation 
ergeben. Möchten Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E-
Mail an: datenschutz@johnen-rechtsanwaelte.de


